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GERD-RÜDIGER HOFFMANN 
 
WAS MEINT „ENTWICKLUNGSPOLITIK“ IN DER 
LANDESPOLITIK? 
 

Rede zum TOP 8 der 71. Sitzung des Landtages Brandenburg am 27. Februar 2013 

Entwicklungspolitische Leitlinien des Landes Brandenburg. Unterrichtung der 

Landesregierung (Drucksache 5/6806) 

 
Dem Positiven und dem Dank an die Akteure im Land Brandenburg, wie es meine Kollegin 

Bettina Fortunato und auch andere Abgeordnete bereits formuliert haben, kann ich mich 

nur anschließen. 

 

Dennoch möchte ich auch einige kritische Punkte nennen. 

 

Doch zuerst sei noch einmal gesagt, dass die Verknüpfung der „Entwicklungspolitischen 

Leitlinien der Landesregierung Brandenburg“ mit dem Leitbild einer nachhaltigen Entwick-

lung richtig ist; dass es zeitgemäß ist, „Entwicklungspolitik“ als internationale Politik und 

Kooperation auf Augenhöhe mit den Partnern zu praktizieren, unabhängig davon, woher die 

Partner kommen und wie hilfebedürftig und damit abhängig von Hilfe sie auch sein mögen; 

dass das vor allem ehrenamtliche Engagement der Nichtregierungsorganisationen und der 

Koordinatoren in Brandenburg, nämlich des Verbundes Entwicklungspolitischer Nichtregie-

rungsorganisationen Brandenburgs e.V. (VENROB) unterstützt werden muss; dass Hand-

lungsfelder definiert wurden und schließlich, dass mit dem heutigen Beschluss die Landes-

regierung beauftragt wird, konkrete Maßnahmen zur Umsetzung der Schwerpunkte dieser 

Leitlinien zu erarbeiten und regelmäßig dem zuständigen Ausschuss über den Fortgang der 

Arbeit zu berichten. 

 

Im Vergleich zu anderen Bundesländern ist die internationale Politik, wie sie sich auch in 

den Leitlinien zur Entwicklungspolitik ausdrückt, zu loben. Und anzumerken ist auch, dass 

es unter den bundespolitischen Rahmenbedingungen nicht gerade leicht ist, eine zeitge-

mäße und koordinierte Politik hinzubekommen. Deutschland kürzt bekanntlich effektiv im-

mer wieder die Entwicklungshilfe und ist damit von internationalen Vereinbarungen abge-

wichen. Gleichzeitig werden Bestrebungen unternommen, den Einfluss privater Banken auf 

die Entwicklungshilfe zu erhöhen. Das kann kaum gut gehen. Hier erwarte ich von einer lin-

ken sozialdemokratischen Landesregierung fundierte Kritik und alternative Vorschläge. 

Das wird fachlich und politisch nicht so einfach zu meistern sein. 

 

Denn nicht einmal die Frage, warum wir uns auf Landesebene mit Entwicklungspolitik 

überhaupt beschäftigen, ist banal. Nicht einmal banal ist die Frage, warum eine linke Regie-

rung von Entwicklungspolitik spricht. Ein rot-rotes Doppelleuchten zeigt sich in der Begriff-

lichkeit nun gerade nicht. Die beiden Parteien – die LINKE und die SPD – sind hier bereits 
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weiter als wir im regierungspolitischen Handeln. Und die bundespolitischen Rahmenbedin-

gungen und der Umgang mit diesem Politikfeld in Kommunen und teilweise auch auf Lan-

desebene lassen trotz guter Ansätze „Entwicklungspolitik“ immer wieder mal ins Provinziel-

le abgleiten. Dafür gibt es Ursachen. Die Kritik wird deshalb in einigen Punkten auch un-

gerecht sein. Andere Kritikpunkte sind selbstverschuldet. Frau Richstein und Frau Nonne-

macher haben einige genannt. 

 

Anfang der 90er Jahre erhielt ich eine Einladung zu einer internationalen Konferenz mit dem 

Thema „Entwicklungshilfe und Rassismus – zwei Seiten einer Medaille“. Meine Universität 

hatte gerade den Namen Karl Marx abgelegt. Und ich bekam gesagt, dass es wohl besser 

wäre, daran nicht teilzunehmen. Die mir das sagten, waren zum Teil dieselben Leute, die 

mich wenige Monate vorher noch vor ein Parteigremium schleppten. Dort sollte ich mich 

rechtfertigen, weil ich die staatliche Solidarität der DDR gegenüber afrikanischen Ländern 

und Befreiungsbewegungen als paternalistisch und missionarisch bezeichnet hatte. Und: 

Da helfe es auch nicht, wenn diese Politik im Ton einer freundlichen Pionierleiterin daher-

kommt. Das ist vorbei und was ich im Zusammenhang damit über Pionierleiterinnen gesagt 

hatte, war nicht sonderlich gerecht.  

 

Aber im Kern geht es immer noch um das Problem, wie das menschliche Bedürfnis, ande-
ren helfen zu wollen, die Unterstützung brauchen, weil es ihnen schlecht geht, und nach-
haltige Entwicklung in Wirtschaft, Kultur, Ökologie und in den internationalen Beziehungen 
sinnvoll und sinnlich erlebbar zusammenzubringen sind – für beide Seiten. 
 
Deshalb müssen Bildung und konkrete Solidarität auch durch Länder und Kommunen 
Schwerpunkt internationaler Arbeit bleiben. Und dieser Schwerpunkt ist nach meiner Auf-
fassung als Kulturelle Bildung zu organisieren. 
 
Das Land Brandenburg ist auf dem richtigen Weg. Und der Landtag sollte darauf achten, 
dass die Regierung in der Spur bleibt. 
 
 

27. Februar 2013 


